
AM Herr Brackmann erläutert den Antrag der UWG-Fraktion vom 10.10.2018 

unter Verweis auf die schriftliche Begründung des Antrags. 
 

Darüber hinaus erklärt er, es dürfe nicht der Eindruck entstehen, dass Vereine in 
Meckenheim ungleich behandelt würden. 
 

Die Verwaltung verweist auf das in dieser Sache von Bürgermeister Spilles an 
Herrn Kolberg gerichtete Schreiben vom 12.11.2018.  

 
Ein politischer Auftrag zur Planung liege derzeit nicht vor, da die Maßnahme bei 
den letzten Haushaltsplanberatungen als freiwillige Leistung im 

Haushaltssicherungsbereich eingestuft worden sei. 
 

AM Frau Rebhan (SPD) erkundigt sich, ob der vorliegende Antrag angesichts der 
Thematik auch auf der Tagesordnung des Ausschusses für Schule, Sport und 
Kultur stehe. 

 
Die Verwaltung erläutert, eine Verweisung des Antrags sei diskutiert, aber im 

Hinblick auf den bereits am 28.06.2016 im Ausschuss für Bau, Vergabe, 
Wirtschaftsförderung und Tourismus gefassten Beschluss verworfen worden.  

 
AM Herr Krüger (CDU) erklärt, aus dem Beschluss vom 28.06.2016 sei ein 
Automatismus dergestalt, dass nach dem Bau der Außenumkleiden nun auch der 

Bau eines Kunstrasenplatzes realisiert werden müsse, nicht abzuleiten. 
 

AM Herr Koll (CDU) erklärt, die angesprochene Ungleichbehandlung liege nicht 
vor. So habe der SC Altendorf-Ersdorf im Unterschied zum VfL Meckenheim im 
Vorfeld ein Gesamt- sowie Finanzierungskonzept zur Umsetzung der 

Baumaßnahme vorgelegt. 
 

AM Frau Rebhan (SPD) führt aus, auch die SPD-Fraktion könne einen 
Automatismus aus dem Beschluss vom 28.06.2016 nicht erkennen. 
 

AM Herr Nöthen (BfM) regt an, die Verwaltung könne dem VfL Meckenheim am 
Beispiel des SC Altendorf-Ersdorf aufzeigen, wie eine erfolgreiche Umsetzung 

auch im Hinblick auf die Gewährleistung des Schulsports in die Wege geleitet 
werden kann. 
 

Die Verwaltung stellt erneut fest, dass der Verwaltung ein politischer Auftrag zur 
Planung oder Erarbeitung eines Konzepts derzeit nicht vorliegt. 

 
AM Herr Brackmann erklärt, die UWG-Fraktion ziehe den vorgelegten Antrag, in 
Anbetracht vorgetragenen Ausführungen, zurück. 

 


